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Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nord-

rhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026) 

Hier: Einführung in den Einzelplan 07 im Ausschuss für Gleichstel-

lung und Frauen 

 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

hiermit übersende ich Ihnen das Skript meines mündlichen Einführungs-

berichtes zum Haushaltsgesetz 2026, Einzelplan 07 – Bereiche Gleich-

stellung, Frauen und LSBTIQ*, mit der Bitte um Weiterleitung an die Mit-

glieder des Ausschusses. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Josefine Paul  
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Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-West-

falen für das Haushaltsjahr 2026 

(Haushaltsgesetz 2026) 

Einbringung durch die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, 

Flucht und Integration 

Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und Frauen am 25.09.2025 

 

 

 

- Es gilt das gesprochene Wort! - 

 

 

Im Einzelplan 07 steigen die Gesamtausgaben im Haushaltsplanentwurf 2026 um ins-

gesamt rund 171,2 Mio. Euro auf über 9,6 Mrd. Euro an, was bei der weiterhin anhal-

tenden und historisch schwachen Konjunktur in Deutschland wahrlich keine Selbstver-

ständlichkeit ist.    

Ausgabensteigerungen ergeben sich insbesondere in den Bereichen Kinder- und Ju-

gendhilfe sowie Familiendienste und Familienhilfe. 

 

Im Bereich der Gleichstellungpolitik und der Förderung von Vielfalt haben wir dafür 

gesorgt, dass wir keine größeren Einsparungen vornehmen müssen, denn das wäre 

gerade in diesen Zeiten ein falsches Zeichen. Unsere Demokratie und unsere Vielfalt 

werden bedroht, von populistischen Bewegungen und dem Erstarken rechter Kräfte, 

wie wir ja auch hier in NRW immer wieder vor Augen geführt bekommen und was auch 

konkrete Auswirkungen nicht nur auf die Vielfalt, sondern auch auf die Gleichstellung 

hat. Wir merken, wie Grundlagen unserer Verfassung, wie die Menschenwürde und 

wie erkämpfte Rechte für Frauen und für vulnerable Gruppen angegriffen werden, wie 

versucht wird, diese auszuhöhlen und umzukehren. Aber das lassen wir nicht zu. NRW 

ist ein Land der Vielfalt.      

 

Die finanziell nach wie vor angespannte Lage bringt Herausforderungen für den Haus-

halt mit sich: Die zu erwartenden Steuereinnahmen liegen mittlerweile rund 2,5 Milliar-

den Euro unter den Prognosen der Finanzplanung bei Beginn dieser Legislaturperiode 

2022. Die wirtschaftlich schwierige Lage zwingt das Land zu Konsolidierungsmaßnah-

men in Höhe von rund 3,4 Milliarden Euro im Vergleich zur bisherigen Finanzplanung.  

 

Diese umfassen unter anderem globale Einsparvorgaben, Kürzungen bei Förderpro-

grammen und die Rückführung von Selbstbewirtschaftungsmitteln. Im Bereich der Mi-

nisterialverwaltungen ist zudem ein zehnprozentiger Stellenabbau über fünf Jahre vor-

gesehen, was insgesamt knapp 550 Stellen entspricht. 
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Das Kapitel 07 060 „Gleichstellung von Frauen und Männern“ bleibt nach Stand des 

Haushaltsplanentwurfes 2026 weitgehend unverändert. Die Mittel zum Schutz und zur 

Hilfe für gewaltbetroffene Frauen (Titelgruppe 61), zum Schutz und zur Hilfe für ge-

waltbetroffene Männer (Titelgruppe 63) sowie zur Täterarbeit (Titelgruppe 64) bleiben 

unverändert. In der Titelgruppe 62 (Gleichstellung und Potenzialentwicklung in Beruf 

und Gesellschaft) findet eine bereits in der Mittelfristigen Finanzplanung vorgesehene 

Absenkung in Höhe von rd. 1,07 Mio. Euro statt.  

 

 

Lassen Sie mich im Folgenden zu den finanziellen und fachlichen Schwerpunkten im 

kommenden Jahr ausführen.  

 

Gerade der Gewaltschutz für Mädchen und Frauen ist ein zentrales Anliegen unserer 

Politik. Und das zeigt sich auch daran, dass wir über eine differenzierte und gut aus-

gebaute Infrastruktur zur Unterstützung von Frauen und zum Schutz vor Gewalt ver-

fügt. Davon konnte sich im Übrigen vor kurzem auch Bundesministerin Karin Prien 

überzeugen, die mit mir die Frauenberatungsstelle Düsseldorf besuchte und sich sehr 

beeindruckt vom breiten Spektrum der Angebote und der hohen Professionalität 

zeigte. In Nordrhein-Westfalen stehen den Rat- und Hilfesuchenden 

• 70 Frauenhäuser, 

• 62 allgemeine Frauenberatungsstellen, 

• 57 Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt und 

• 12 spezialisierte Beratungsstellen für Opfer von Menschenhandel zur sexuellen 

Ausbeutung, für Betroffene von Zwangsheirat und für das Thema FGM/C 

zur Verfügung.  

 

Für die besonders verletzlichen Mädchen und Frauen mit Behinderungen fördern wir 

außerdem die „Fachstelle für Gewaltprävention und Gewaltschutz für Mädchen und 

junge Frauen mit Behinderung/chronischer Erkrankung“. 

 

In dieser Legislaturperiode haben wir bisher insgesamt sechs Frauenhäuser neu in 

das Förderprogramm des Landes aufgenommen! Zusätzlich wurden Schutzplätze in 

bestehenden Frauenhäusern geschaffen. Dazu trägt die Platzpauschale, die wir für 

jeden zusätzlichen Frauenhausplatz über der Mindestplatzzahl gewähren und die wir 

(2024) erhöht haben, ganz wesentlich bei.  

 

Durch die Neuaufnahmen von Frauenhäusern und den Platzausbau im Bestand haben 

wir insgesamt seit Beginn der Legislaturperiode 71 neue landesgeförderte Schutz-

plätze für Frauen in Frauenhäusern geschaffen – damit verfügen wir in NRW mittler-

weile über insgesamt 707 Schutzplätze für Frauen, flankiert von mehr als 750 Kinder-

plätzen. Und – das ist mir wichtig, denn hier mögen die Zahlen abstrakt klingen – aber 

jeder neue Platz in einem Frauenhaus bedeutet ganz konkret für eine Frau die Mög-

lichkeit, der Gewalt zu entgehen, ihre Kinder zu schützen und keine Angst mehr haben 

zu müssen. 
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Ich will auch noch einmal unterstreichen, dass wir auch in der qualitativen Weiterent-

wicklung der Arbeit der Frauenhäuser durch die Förderung einer zusätzlichen Fach-

kraftstelle für die Arbeit mit Kindern in Frauenhäusern einen wichtigen Schwerpunkt 

gesetzt haben. Kinder sind immer Mitbetroffene häuslicher Gewalt. Entweder, weil sie 

selbst Gewalt erleben oder weil sie Gewalt gegen ein Elternteil, meist die Mutter, mit-

erleben müssen.  

 

Im Haushaltsjahr 2026 stellen wir für die aktuell 70 landesgeförderten Frauenhäuser 

weiterhin insgesamt rund 3 Millionen Euro für die Förderung einer Fachkraftstelle für 

die Arbeit mit den im Frauenhaus lebenden Mädchen und Jungen zur Verfügung.  

Mehr als 70 Prozent der landesgeförderten Frauenhäuser nutzen diese Möglichkeit 

und haben eine entsprechende zusätzliche Fachkraft eingestellt. Das ist auch im Ver-

gleich der Bundesländer ein hoher Standard in der Versorgung von gewaltbetroffenen 

Frauen und ihren Kindern.  

 

Als wichtiger Baustein ergänzt das Förderprogramm „Täterarbeit“ (Titelgruppe 64) die 

Anstrengungen des Landes im Kampf gegen häusliche Gewalt.  

 

Trotz der angespannten Haushaltslage ist es gelungen, im Bereich des Gewaltschut-

zes Handlungsspielräume zu erhalten. Darüber hinaus besteht durch einen vierjähri-

gen Bewilligungszeitraum für die Frauenhaus- sowie Frauen- und Fachberatungsstel-

lenförderung große Planungssicherheit.  

 

Im Bereich der ambulanten Frauenunterstützungsinfrastruktur (Beratungsstellen) 

konnten in dieser Legislaturperiode zudem vier Fachberatungsstellen gegen sexuali-

sierte Gewalt (Hochsauerlandkreis/Arnsberg, Kreis Warendorf/Warendorf, Rhein-Erft-

Kreis/Kerpen und Kreis Heinsberg/Erkelenz) neu in die Landesförderung aufgenom-

men werden. Damit haben wir weitere Versorgungslücken geschlossen. 

 

Auch die acht spezialisierten Beratungsstellen, in denen die besonders stark gewalt-

betroffenen Opfer von Menschenhandel zur sexuellen Ausbeutung, die gewaltsam 

oder unter falschen Versprechungen nach Deutschland gebracht und zur Prostitution 

gezwungen werden, Schutz und Hilfe finden, werden wir im kommenden Haushaltsjahr 

verlässlich weiterfördern.  

 

 

Mit Blick auf eine weitere und besonders schwere Form der Gewalt gegen Mädchen 

und Frauen, der weiblichen Genitalbeschneidung, bieten die beiden Fachstellen YUNA 

in Köln und in Herford Beratung und Präventionsangebote für die jeweiligen Landes-

teile Rheinland und Westfalen. So erreichen wir von FGM/C bedrohte und betroffene 

Mädchen und Frauen in ganz Nordrhein-Westfalen. Das wird sich auch im kommenden 

Jahr nicht ändern. Die Mittel für die Förderung für die örtlichen Kooperationen gegen 

Gewalt an Frauen stehen auch im Haushaltsjahr 2026 unverändert zur Verfügung. 
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Mit der Erarbeitung eines Landesaktionsplans zur Begleitung der Umsetzung der Is-

tanbul-Konvention in Nordrhein-Westfalen sind wir in diesem Jahr ein großes Stück 

vorangekommen – nach der Auftaktveranstaltung im November haben wir zwischen-

zeitlich drei themenspezifische Schwerpunktveranstaltungen durchgeführt. Im Oktober 

und Dezember folgen weitere. Die Berichtslegung und Veröffentlichung des Landes-

aktionsplans „NRW gemeinsam gegen Gewalt“ ist im Laufe des Jahres 2026 beab-

sichtigt.  

 

 

Die Erkenntnisse, die wir durch die Erarbeitung des Landesaktionsplans gewinnen 

werden, fließen natürlich auch in die Umsetzung des Gewalthilfegesetzes ein, an der 

wir bereits intensiv arbeiten. 

  

Ab dem 1. Januar 2032 gewährt das Gewalthilfegesetz gewaltbetroffenen Frauen und 

ihren Kindern bekanntlich einen verbindlichen Rechtsanspruch auf Schutz und Bera-

tung. Das Gewalthilfegesetz ist ein Meilenstein in der Geschichte des Kampfes gegen 

Gewalt an Frauen und ich bin stolz und froh darüber, dass es zum Ende der letzten 

Legislaturperiode des Bundestags noch gemeinsam gelungen ist, das Gesetz zu ver-

abschieden.  

 

Klar ist, dass die Umsetzung des Gewalthilfegesetzes auch die Finanzierung des Ge-

waltschutzes und der Frauenhilfeinfrastruktur ab 2027 auf neue Füße stellen wird. Vor 

allem wird es darum gehen, noch bestehende Schutzlücken zu schließen, um den ab 

2032 geltenden Rechtsanspruch erfüllen zu können. Dies werden wir bei der Bedarfs-

planung und der Aufstellung des landesseitigen Finanzierungskonzepts berücksichti-

gen. Somit wird die Umsetzung des Gewalthilfegesetzes auch im nächsten Jahr ein 

wichtiger fachlicher Schwerpunkt sein. Genauer werde ich später noch zur Planung 

ausführen, der schriftliche Bericht ist Ihnen ja auch bereits zugegangen. 

 

Die Verstetigung von flächendeckenden und niedrigschwelligen Unterstützungsange-

boten für männliche Gewaltopfer ist ebenfalls ein wichtiges Anliegen der Landesregie-

rung. Deshalb fördern wir auch im kommenden Jahr das Hilfetelefon Gewalt an Män-

nern und die fünf Schutzwohnungen für gewaltbetroffene Männer in Bielefeld, im Groß-

raum Aachen, im Münsterland, in Köln und Düsseldorf. Mit dieser Unterstützungsinf-

rastruktur sind wir eines der wenigen Bundesländer, die sich in diesem Umfang für 

männliche Opfer von Partnerschaftsgewalt und häuslicher Gewalt einsetzen. 

 

 

 

Ein weiteres wichtiges Thema ist der gender gap am Arbeitsmarkt. Denn das Potenzial 

von Frauen am Arbeitsmarkt ist groß, aber noch nicht voll ausgeschöpft, was zum 

Fachkräftemangel beiträgt. Die Herausforderungen liegen in der ungleichen Verteilung 

der Care-Arbeit, der begrenzten Teilhabe von Frauen an Führungspositionen und der 

geringeren weiblichen Erwerbsbeteiligung im Vergleich zum EU-Durchschnitt.  
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Um dieses Potenzial zu heben, sind Maßnahmen wie der Abbau von geschlechtsspe-

zifischen Rollenbildern, die Förderung von Frauen als Führungskräfte und die Unter-

stützung bei der Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Care-Arbeit wichtig.  

Deshalb fördern wir in 15 Arbeitsmarktregionen des Landes die Kompetenzzentren 

Frau und Beruf. Sie unterstützen in enger Kooperation mit den Verantwortlichen vor 

Ort kleine und mittlere Unternehmen dabei, weibliche Fachkräfte zu gewinnen, ihre 

Potenziale weiterzuentwickeln und sie in Beschäftigung zu halten. Die Finanzierung 

der jetzigen Förderlaufzeit ist bis Ende November 2027 gesichert. Und es wird keine 

Kürzungen bei den bestehenden Kompetenzzentren geben.  

 

Ein besonders unterschätztes Fachkräftepotenzial sind zudem zugewanderte Frauen. 

Ihre Potenziale für den Arbeitsmarkt müssen noch stärker in das öffentliche Bewusst-

sein und vor allem in das Bewusstsein von Arbeitgeber:innen gerückt werden. Wir för-

dern daher auch im kommenden Jahr das Projekt „PerMenti“, das sich an qualifizierte 

neu zugewanderte Frauen richtet. Es unterstützt sie durch vielfältige Angebote bei der 

Integration in den deutschen Fachkräftemarkt.  

 

 

Eine wichtige Säule der Gleichstellungspolitik in NRW sind auch die kommunalen 

Gleichstellungsbeauftragten. Die Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen Gleich-

stellungsstellen   unterstützt ihre Arbeit vor Ort durch Information, Austausch und Ver-

netzung. Mit der überjährigen Förderung der LAG-Geschäftsstelle für die nächsten drei 

Jahre schaffen wir erneut eine verlässliche Grundlage für diese wichtige Aufgabe. Im 

Haushalt 2026 stehen hierfür rund 200.000 Euro zur Verfügung. Und wir sind auch 

entschlossen, im kommenden Jahr das Projekt FrauenOrte NRW fortzusetzen. Frau-

enOrte NRW macht die vielfältigen Lebenswege von besonderen Frauen in NRW 

sichtbar. In dem über drei Jahre laufenden Förderzeitraum ist es gelungen, das ehr-

geizige Ziel von 50 FrauenOrten in Nordrhein-Westfalen nicht nur zu erreichen, son-

dern mit 52 FrauenOrten, an denen 57 Frauenpersönlichkeiten geehrt werden, sogar 

zu übertreffen. 

 

 

Den Vorsitz über die 35. GFMK habe ich genutzt, um mit der „Essener Erklärung“ deut-

lich zu machen, dass Gleichstellungspolitik elementar für die Demokratie ist. Es gilt 

auch, den erreichten Stand der Gleichstellung gegen Angriffe zu verteidigen. Deshalb 

wollen wir auch im kommenden Jahr das Qualifizierung- und Beratungsprojekt „Spot-

light – Antifeminismus erkennen und begegnen“ weiterfördern.  

Antifeminismus ist ein Problem, insbesondere für Frauen, die sich für eine offene und 

vielfältige Gesellschaft engagieren. Sie erleben teilweise Angriffe und Hetzkampag-

nen, die sie gezielt aus der Politik und Öffentlichkeit verdrängen sollen. „Spotlight“ leis-

tet hier wichtige Pionierarbeit, klärt auf und berät Betroffene.  
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Sie sehen also, dass unsere Mittel im Kapitel 07 060 „Gleichstellung von Frauen und 

Männern“ weitgehend unverändert bleiben. Die Mittel zum Schutz und zur Hilfe für 

gewaltbetroffene Frauen (Titelgruppe 61), zum Schutz und zur Hilfe für gewaltbe-

troffene Männer (Titelgruppe 63) sowie zur Täterarbeit (Titelgruppe 64) bleiben unver-

ändert. Und in der Titelgruppe 62 (Gleichstellung und Potenzialentwicklung in Beruf 

und Gesellschaft) werden lediglich Anpassungen an veränderte Finanzierungsbedarfe 

realisiert.  

 

 

Wenden wir uns dem Politikbereich LSBTIQ* zu. Da ist es – gestatten Sie es mir – 

auch angezeigt, einmal kurz innezuhalten und zurückzublicken. Im Herbst 1996 wurde 

das „Referat für gleichgeschlechtliche Lebensformen“ – ja, so hieß das damals! – im 

damaligen Familienministerium Nordrhein-Westfalen etabliert. Im kommenden Jahr 

also wird sich die Landesregierung 30 Jahre lang für Queerpolitik verantwortlich zeich-

nen. Es hat sich viel seit Mitte der 90er-Jahre getan: 

• das Lebenspartnerschaftsgesetz im Jahr 2001, 

• die „Ehe für alle“ 2017, 

• das Selbstbestimmungsgesetz 2022. 

 

Deswegen: Ja, es hat sich zweifellos viel getan. Aber wir leben dennoch in einer Phase 

der Gleichzeitigkeit. Einerseits Fortschritt und Respekt gegenüber queeren Menschen 

und deren Lebensentwürfen bei – andererseits – zeitgleichem massivem gesellschaft-

lichem Rückschritt. So stieg allein in den letzten fünf Jahren die Anzahl der queerfeind-

lichen Straftaten in Nordrhein-Westfalen um das Fünffache! Und bundesweit verzeich-

nete das Unterthemenfeld „sexuelle Orientierung“ bei politisch motivierten Straftaten 

einen neuen Höchststand: 1.765 Fälle im Jahr 2024 – ein Plus von 200 Prozent! 

Und das ist nur das Hellfeld. Vor diesem Hintergrund ist es mir ein Anliegen festzuhal-

ten, dass es trotz der anhaltend schwierigen Haushaltslage wichtig bleibt, sich für die 

rechtliche und gesellschaftliche Gleichstellung von queeren Menschen und für die Un-

terstützung des Politikbereichs LSBTIQ* einzusetzen. 

 

Mit einer Fortschreibung des Haushaltsansatzes der Titelgruppe 75 (Förderung der 

Politik für LSBTIQ*) setzen wir die Priorisierung in diesem Politikbereich aus dem lau-

fenden Haushaltsjahr fort. Mehr noch: In der Titelgruppe 70 (Förderung der Familien-

hilfe und Familienpolitik, Erläuterungsnummer 8, Innovative Familienpolitik) werden wir 

90.000 Euro für die Weiterführung des intersektional ausgerichteten Projektes „Hash-

tag Mehr Als Queer“ (#MAQ) realisieren. 

 

Der LSBTIQ*-Dachverband Queeres Netzwerk NRW sowie die zwei dort angesiedel-

ten Landeskoordinationen Trans* und Inter* und die Meldestelle gegen Queerfeind-

lichkeit werden weiterhin ihre wichtige Arbeit leisten können. Das gilt auch für die wich-

tige Unterstützung von Selbsthilfeprojekten, die durch das Queere Netzwerk begleitet 

werden, wie auch für die Informations- und Antidiskriminierungsarbeit zu sexueller und 

geschlechtlicher Vielfalt von ANDERS & GLEICH. 
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Auch erhalten 25 CSDs in ganz Nordrhein-Westfalen jeweils Haushaltsmittel in Höhe 

von bis zu maximal 3.000 Euro pro Projekt, um für Sichtbarkeit und Respekt in NRW 

in ihrer Heimat zu demonstrieren. 

 

Die beiden Landesfachstellen (1.) Queere Anti-Gewalt-Arbeit sowie (2.) blick* – LSB-

TIQ*-Strukturen im ländlichen Raum werden ebenfalls weiterhin unverändert Förde-

rung für die wichtige Arbeit erhalten. Und das gilt auch für die sieben etablierten psy-

chosozialen Beratungsstellen für LSBTIQ* und ihre Angehörigen. Sie sind ein wichtiger 

Pfeiler der Queerpolitik und bleiben in Gänze bestehen. 

 

Der Politikbereich LSBTIQ* ist, wie Sie bestens wissen, eine Querschnittsaufgabe. 

Deswegen erwähne ich hier nur am Rande, dass natürlich weitere Queer-Projekte in 

meinem Hause gefördert werden sollen, die dem Haushaltsplanentwurf 2026 in der 

Beilage über die geplanten Leistungen aller Ressorts mit queerpolitischem Bezug zu 

entnehmen sind. 

 

 

Unsere Demokratie steht vor großen Herausforderungen. Ein besorgniserregender 

Trend bedroht Grundwerte sowie hart erkämpfte Frauen- und Minderheitenrechte. 

Gleichstellung ist keine Selbstverständlichkeit – sie erfordert täglichen Einsatz, Mut 

und Zivilcourage. Die Landesregierung setzt sich weiterhin entschlossen für gleiche 

Chancen und den Schutz vor Gewalt ein. Nur so stärken wir eine resiliente Demokratie. 

Den Sprechzettel stelle ich natürlich im Nachgang gerne zur Verfügung. 

 

Vielen Dank! 

 


